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Vortrag an den Ministerrat

Militaroperation der Europaischen Union im sidlichen zentralen Mittelmeer
(EUNAVFOR MED Operation SOPHIA); Fortsetzung der Entsendung von bis zu 30
Angehorigen des Bundesheeres, von bis zu 30 weiteren Angehorigen des
Bundesheeres oder sonstigen Personen fir vorbereitende bzw. unterstitzende
Tatigkeiten und von bis zu 20 weiteren Angehorigen des Bundesheeres bei Einsatz
des Lufttransportsystems C-130 im Rahmen von Lufttransporten bzw.
Aeromedevac bis 31. Dezember 2020

I. Volkerrechtliche Grundlagen

Am 20. April 2015 beschloss der Rat der Europaischen Union (EU) in einer gemeinsamen
Sitzung MalRnahmen zu ergreifen, um die durch die Schleuserkriminalitat im Mittelmeer
verursachten menschlichen Tragddien zu verhindern. Der Europaische Rat erérterte am

23. April 2015 die Lage im Mittelmeer und unterstrich, dass die Union alles in ihrer Macht
Stehende unternehmen wird, um den Verlust weiterer Menschenleben auf See zu verhindern
sowie die eigentlichen Ursachen der menschlichen Katastrophe gemeinsam mit den
Herkunfts- und Transitlandern zu bekdampfen. Der Europdische Rat verpflichtete sich, die
Prasenz der Union auf See zu verstarken, irrequldre Migrationsstrome zu unterbinden und die
interne Solidaritat und Verantwortung zu starken. Zudem einigte sich der Europaische Rat
am 23. April darauf, im Einklang mit dem Vélkerrecht gegen Schlepper vorzugehen, deren
Schiffe auszumachen und zu beschlagnahmen (s. Erklarung des Europdischen Rates vom 23.
April 2015).

Am 18. Mai 2015 haben die EU Auf3en- und Verteidigungsminister die Etablierung einer
militarischen Krisenbewaltigungsoperation EUNAVFOR MED beschlossen (Beschluss
2015/778/GASP des Rates, ABI. Nr. L 122, S. 31), die dazu beitragen soll, das Geschaftsmodell
der Menschenschmuggel- und Menschenhandelsnetze im sidlichen zentralen Mittelmeer zu
unterbinden. Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen ermachtigte die Mitgliedstaaten mit
Resolution S/RES/2240 (2015) vom 9. Oktober 2015 unter anderem zur Durchsuchung,
Beschlagnahme und Unbrauchbarmachung bzw. Zerstérung von verdachtigen

Wasserfahrzeugen auf Hoher See unter Einhaltung des Vélkerrechts.



Mit Beschluss 2015/1926/GASP des Rates vom 26. Oktober 2015, ABI. Nr. L 281, S. 13 wurde
die Operation in EUNAVFOR MED Operation SOPHIA umbenannt.

Mit Resolution S/RES/2292 (2016) vom 14. Juni 2016 ermachtigte der Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen die Mitgliedstaaten, Mal3nahmen zur Unterbindung des illegalen
Waffenhandels im Zusammenhang mit der Umsetzung des Waffenembargos gegen Libyen
zu ergreifen, die zuletzt am 10. Juni 2019 mit Resolution S/RES/2473 fur weitere zwolf
Monate verlangert wurde. Mit Beschluss des Rates der EU vom 20. Juni 2016 (Beschluss
2016/993/GASP des Rates, ABI. Nr. L 162/18) wurde das Mandat von EUNAVFOR MED
Operation SOPHIA um die Bereiche Kapazitatsaufbau und Ausbildung der libyschen
Kistenwache und Marine sowie Umsetzung des Waffenembargos der Vereinten Nationen
auf Hoher See vor der Kiste Libyens erweitert und zuletzt am 26. September 2019 bis

31. Marz 2020 (Beschluss 2019/1595 des Rates, ABI. Nr. L 248/73 vom 27. September 2019)

verlangert, wobei von einer weiteren Verlangerung auszugehen ist.

Il. Aufgaben und Umfang der Operation

EUNAVFOR MED Operation SOPHIA wird in mehreren aufeinanderfolgenden Phasen und im
Einklang mit den Anforderungen des Vélkerrechts durchgefihrt. In der derzeitigen Phase
besteht die Hauptaufgabe von EUNAVFOR MED Operation SOPHIA darin, das
Geschaftsmodell der Schlepper- und Menschenhandlernetze zu unterbinden, indem
systematische Anstrengungen unternommen werden, um auf hoher See Schiffe und an Bord
befindliche Gegenstande, die von Schleppern und Menschenhandlern benutzt oder
mutmallich benutzt werden, auszumachen, zu beschlagnahmen und zu zerstoren.
Gegenwartig bleibt der Einsatz des maritimen Elements der Operation voribergehend
suspendiert, wahrend die EU-Mitgliedstaaten im Rahmen der Folgemaf3nahmen zu den
Schlussfolgerungen des Europdischen Rates vom Juni 2018 in den geeigneten Gremien weiter
an einer Losung in Bezug auf die Ausschiffung arbeiten. Das Mandat der Operation wird

entsprechend umgesetzt.

Als unterstitzende Aufgaben hilft EUNAVFOR MED Operation SOPHIA beim
Kapazitdtenaufbau und bei der Schulung der libyschen Kistenwache und Marine. Die
Operation tragt aulRerdem dazu bei, den illegalen Waffenhandel im Einsatzraum der
Operation nach MalRgabe der Resolutionen des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen zu

verhindern.

lll. Osterreichische Teilnahme

Die Bundesregierung hat zuletzt am 28. November 2018 (Pkt. 14 des Beschl.Prot. Nr. 37) die
Entsendung von bis zu 30 Angehorigen des Bundesheeres, von bis zu 30 weiteren
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Angehdrigen des Bundesheeres fir vorbereitende bzw. unterstitzende Tatigkeiten und von
bis zu 20 weiteren Angehorigen des Bundesheeres bei Einsatz des Lufttransportsystems C-
130 im Rahmen von Lufttransporten bzw. Aeromedevac bis 31. Dezember 2019 beschlossen.
Der Hauptausschuss des Nationalrates hat hierzu am 18. Dezember 2018 das Einvernehmen
erklart.

Osterreich beteiligt sich mit bis zu 30 Angehdrigen des Bundesheeres (bestehend aus
Stabspersonal, Bordeinsatzteams samt FUhrungs- und Verbindungsorganisation) an
EUNAVFOR MED Operation SOPHIA und bekraftigt damit seine aktive und solidarische
Mitwirkung an der gemeinsamen Aul3en- und Sicherheitspolitik der Europaischen Union
sowie sein Engagement bei der Umsetzung der vom Europaischen Rat getroffenen
Beschlisse zur Schlepperkriminalitat im Mittelmeer und deren dadurch verursachten
menschlichen Tragdodien.

Zur Gewahrleistung der fir den Dienstbetrieb, die innere Ordnung und die Sicherheit unver-
zichtbaren, vorbereitenden bzw. unterstitzenden Tatigkeiten (v.a. Dienstaufsicht, Uber-
prifungen, Sicherheitskontrolle, Truppenbesuche, Personenschutz, Inventuren, technische
Abnahmen, Wartungsarbeiten durch Spezialisten, Transporte im Zuge der Folgeversorgung)
ist es im Sinne des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes B 1450/03 vom 16. Marz 2005
erforderlich, fir Truppenkontingente generell und damit auch im Falle dieser Entsendung
einen zusdtzlichen maximalen Personalrahmen von bis zu 30 Personen festzulegen, die
wahrend der laufenden Entsendung kurzfristig in der fUr die Tatigkeit jeweils erforderlichen

Dauer zum Kontingent entsendet werden kénnen.

Dariber hinaus kénnen bis zu 20 Personen als Crew-Mitglieder voribergehend fir
Aufgabenerfillungen im Rahmen von Lufttransporten oder Aeromedevac mit dem
Lufttransportsystem C-130 entsendet werden. Diese Personen erfillen keinen Auftragim
Rahmen des Mandates dieser Operation. Sie unterstehen daher nicht den Einsatzweisungen
des Befehlshabers von EUNAVFOR MED Operation SOPHIA.

Der Einsatzraum der entsendeten Personen entspricht dem Einsatzraum der Operation, wie
er in den Planungsdokumenten festgelegt ist, das ist insbesondere der zentrale sidliche
Mittelmeerraum. Sanitatsdienstliche Transporte konnen auch zu Krankenanstalten in Italien,
Malta und Griechenland erfolgen. Bei Verstarkungsbedarf in Krisensituationen kann der
Transport entsendeter Personen in den Einsatzraum, einschlief3lich Versorgung, weiterhin
Uber Italien, Malta und Griechenland erfolgen. Fir Angehorige des Stabes des Hauptquartiers
EUNAVFOR MED Operation SOPHIA und fur ihre Begleitung sind zur Wahrnehmung von
Aufgaben im Auftrag des Kommandos von EUNAVFOR MED Operation SOPHIA auch
zeitweise Aufenthalte in Frankreich, Italien, Malta, Griechenland und Spanien erforderlich.
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Fur Personal, welches im Bereich Kapazitatenaufbau und Ausbildung eingesetzt ist, konnen
zur fachdienstlichen Aufgabenwahrnehmung zeitweise Aufenthalte in Frankreich, Italien,
Malta, Griechenland und Spanien erforderlich sein.

Zur Sicherstellung der Unterstitzung mit dem Lufttransportsystem C-130 im Rahmen von
Lufttransporten bzw. Aeromedevac kann es neben Aufenthalten in, Frankreich,
Griechenland, Italien, Malta und Spanien auch zu kurzen Aufenthalten in Zypern und den an
das Operationsgebiet angrenzenden nordafrikanischen Staaten Agypten, Algerien, Marokko

und Tunesien kommen.

Aufgrund der engen Zusammenarbeit mit anderen nationalen Kontingenten von EUNAVFOR
MED Operation SOPHIA ist vorgesehen, dass Angehérige des Osterreichischen
Bundesheeres, sofern dies zweckmal3ig erscheint, operationsbezogene Aufgaben bzw.
Ausbildungen einschlief3lich wechselseitiger logistischer Unterstitzung im Rahmen von
Lufttransporten auch aulderhalb des Einsatzraumes in einem Land, das Krafte fir die
Operation stellt bzw. diese unterstitzt, wahrnehmen und von dort aus in den Einsatzraum

verlegt werden konnen.

Die Ausibung von Befugnissen der entsendeten Personen erfolgt in Ubereinstimmung mit
den volkerrechtlichen Grundlagen und nach MalRgabe des § 6a des Bundesgesetzes Gber die
Entsendung von Soldaten zur Hilfeleistung in das Ausland (Auslandseinsatzgesetz 2001 -
AuslEG 2001), BGBI. I Nr. 55/2001 idgF, umgesetzt durch die Zweite Verordnung der
Bundesregierung Uber die Befugnisse der zum Auslandseinsatz in das sidliche zentrale
Mittelmeer entsendeten Personen (2. EU-NAVFOR MED Operation SOPHIA - Verordnung),
BGBI. Il Nr. 273/2016.

Die Rechtsstellung der entsendeten Personen (Status, Privilegien, Immunitaten) richtet sich,
abhangig vom Einsatzort der entsendeten Angehdrigen des Bundesheeres, nach den jeweils

anwendbaren Bestimmungen des nationalen und internationalen Rechts.

Zur personlichen Absicherung der entsandten Personen ist eine spezielle Vorsorge durch
Flugrettung vorgesehen.

IV. Aufwendungen

Die Aufwendungen dieser Entsendung betragen ohne allféllige Zusatzentsendungen rund
992.0000 Euro (vorwiegend Personalkosten ohne Inlandsgehalter). Die Aufwendungen
werden aus dem Budget des Bundesministeriums fUr Landesverteidigung bedeckt.
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V. Verfassungsrechtliche Grundlagen

Die verfassungsrechtliche Grundlage dieser Entsendung ergibt sichaus §1Z 1 lit. aiVm § 2
Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes Uber Kooperation und Solidaritat bei der Entsendung
von Einheiten und Einzelpersonen in das Ausland (KSE-BVG), BGBI. | Nr. 38/1997 idgF.

Im Einvernehmen mit dem Bundesminister fUr Landesverteidigung stelle ich daher den
Antrag,
die Bundesregierung wolle

1. beschlief3en, gemal §1Z 1 lit. a KSE-BVG die Entsendung von bis zu 30 Angehdrigen des
Bundesheeres im Rahmen von EUNAVFOR MED Operation SOPHIA bis
31. Dezember 2020 fortzusetzen, bei einem vorherigen Ende des Mandats der Operation
jedoch nur bis zu diesem Zeitpunkt,

2. beschlief3en, gemafR §1 Z 1 lit. a KSE-BVG die Entsendung von bis zu 30 weiteren
Angehorigen des Bundesheeres oder sonstigen Personen fir vorbereitende bzw.
unterstitzende Tatigkeiten in der jeweils erforderlichen kurzen Dauer im Rahmen von
EUNAVFOR MED Operation SOPHIA bis 31. Dezember 2020 fortzusetzen, bei einem
vorherigen Ende des Mandats der Operation jedoch nur bis zu diesem Zeitpunkt,

3. beschlief3en, gemaf? § 1 Z 1lit. a KSE-BVG die Entsendung von bis zu 20 weiteren
Angehdrigen des Bundesheeres fir Aufgabenerfillungen im Rahmen von
Lufttransporten bzw. im Rahmen von Aeromedevac in der jeweils erforderlichen kurzen
Dauer bis 31. Dezember 2020 fortzusetzen, bei einem vorherigen Ende des Mandats der
Operation jedoch nur bis zu diesem Zeitpunkt,

4. beschlief3en, dass Personen, die gemal} Pkt. 1 bis 3 entsendet sind oder sich in der
unmittelbaren Einsatzvorbereitung hierfir befinden, operationsbezogene Aufgaben bzw.
Ausbildungen oder wechselseitige logistische Unterstitzungen im Rahmen von
Lufttransporten auch aufRerhalb des Einsatzraumes in einem Land, das Krafte fur die
Operation stellt bzw. diese unterstitzt, wahrnehmen und von dort aus in den
Einsatzraum verlegt werden kdnnen,

5. beschlief3en, dass die gemal? Pkt. 1 und 2 entsendeten Personen, sofern diese nicht
ausschlief3lich im Rahmen der Dienstaufsicht oder fir Uberprifungen,
Sicherheitskontrollen, Personenschutz oder Truppenbesuche tatig werden, gemafd § 4
Abs. 5 KSE-BVG fir die Dauver des Einsatzes der Bordeinsatzteams zu einer Einheit
zusammengefasst werden, und

6. mich ermachtigen, hinsichtlich dieser Entsendung das Einvernehmen gemaf3 § 2 Abs. 1

KSE-BVG mit dem Hauptausschuss des Nationalrates herzustellen, sowie
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7. gemal’ § 4 Abs. 3 letzter Satz KSE-BVG bestimmen, dass die im Rahmen von EUNAVFOR
MED Operation SOPHIA nach Pkt. 1 entsendeten Personen hinsichtlich ihrer
Verwendung im Ausland die Einsatzweisungen des Befehlshabers von EUNAVFOR MED
Operation SOPHIA im Rahmen des Mandats dieser Operation zu befolgen haben.

21. November 2019

Mag. Alexander Schallenberg, LL.M

Bundesminister

6von 6



	Militäroperation der Europäischen Union im südlichen zentralen Mittelmeer (EUNAVFOR MED Operation SOPHIA); Fortsetzung der Entsendung von bis zu 30 Angehörigen des Bundesheeres, von bis zu 30 weiteren Angehörigen des Bundesheeres oder sonstigen Personen für vorbereitende bzw. unterstützende Tätigkeiten und von bis zu 20 weiteren Angehörigen des Bundesheeres bei Einsatz des Lufttransportsystems C-130 im Rahmen von Lufttransporten bzw. Aeromedevac bis 31. Dezember 2020 
	I. Völkerrechtliche Grundlagen 
	II. Aufgaben und Umfang der Operation 
	III. Österreichische Teilnahme 
	IV. Aufwendungen 
	V. Verfassungsrechtliche Grundlagen 


